Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3 73 7 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pieroth r Katzer r Dr. Burgbacher, 
Dr. von Bismarck, Dr. Pinger, Vogt und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Vermögensbildung und Sparförderung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum ist die auf dem „Lieferschein" der SPD vor der 
Bundestagswahl 1969 für „sofort nach der Bundestagswahl 
am 28. September 1969" zugesagte „Lieferung" einer „wirk- 
samen Vermögensbildung für alle Arbeitnehmer" bis heute 
noch nicht erfolgt? 

2. Warum hat das in der Regierungserklärung vom 28. Okto- 
1969 als „Schwerpunkt" angekündigte „Bemühen um eine 
gezielte Vermögenspolitik", insbesondere um eine Erleich- 
terung der Anlage in Beteiligungswerten, bis heute noch zu 
keinem Vorschlag der Bundesregierung für eine stärkere 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen der 
Wirtschaft geführt? 

3. Warum ist der Vermögensbericht der Bundesregierung, der 
auch die versprochenen Maßnahmen zur Vermögensbildung 
enthalten sollte, von der Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag bis heute noch nicht vorgelegt worden? 

Die Bundesregierung hat mehrfach angekündigt, sie werde 
ihn in Kürze vorlegen (z. B. in der Erklärung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung am 15. April 1970 
vor dem Deutschen Bundestag: „Wir werden nicht bis 1973 
warten mit der Vorlage eines Vermögensberichtes . . . Ich 
kann heute schon sagen, daß die Gewinnbeteiligung zur 
Vermögensbildung darin eine zentrale Bedeutung haben 
wird . . ferner in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU zum Arbeits- 
programm der Bundesregierung zu innenpolitischen Vor- 
haben, Drucksache VI/1953, Seite 2: „Der Vermögensbil- 
dungsbericht wird in der ersten Hälfte dieses Jahres vor- 
gelegt werden.") 

4. Warum hat die Bundesregierung bisher den von ihr am 
12. März 1971 (ebenfalls Durcksache VI/1953, Seite 17) an- 
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gekündigten Ausbau der Sparförderung „zu einer ver- 
mögenspolitischen Gesamtkonzeption, vor allem in Rich- 
tung auf eine stärkere Beteiligung der Arbeitnehmer am 
wachsenden Produktivvermögen der Volkswirtschaft" nicht 
vorgenommen? 

5. Warum hat der Bundeskanzler die von ihm in der Presse- 
konferenz vom 22. Dezember 1971 „relativ zu Anfang des 
Jahres (1972), wenn auch nicht schon im Januar" angekün- 
digten eigenen Vorschläge zur Weiterbehandlung der Ver- 
mögensbildung bis heute noch nicht vorgelegt? 

6. Warum hat die Bundesregierung darüber hinaus dem Auf- 
trag des Bundestages, erteilt durch die von allen Fraktionen 
gebilligte Entschließung vom 4. Juni 1970 (Drucksache 
VI/860) nicht entsprochen, 

„1. baldmöglichst, spätestens bis zum 30. Juni 1971, einen 
Gesetzentwurf zur Reform der gesamten Sparförderung 
vorzulegen, . . . 

2. baldmöglichst, spätestens bis zum 30. Juni 1971, gesetz- 
liche Vorschriften zur Sparförderung von Selbständigen 
vorzulegen?" 

7. Warum lehnt die Bundesregierung eine Regelung ab, daß 
Arbeitnehmer, die in geringem Umfang an Personengesell- 
schaften beteiligt sind, nicht als Mitunternehmer im Sinne 
von § 15 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes zu betrach- 
ten sind (so durch den Parlamentarischen Staatssekretär im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen in der Ant- 
wort auf eine mündliche Frage im Deutschen Bundestag am 
5. November 1971), und will die Bundesregierung durch 
diese Ablehnung den Arbeitnehmern weiterhin eine Mög- 
lichkeit versperren, echte Kapitalbeteiligungen am arbeit- 
gebenden Unternehmen zu erwerben? 

8. Hat sich die Bundesregierung den auf Vorschlag des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
einer von ihm geleiteten Kommission gefaßten Beschluß 
des Parteitages der SPD vom 18. November 1971 zu eigen 
gemacht, der „eine Änderung des derzeitigen Körperschaft- 
Steuersystems nicht für geboten" hält und damit die Dop- 
pelbesteuerung beibehalten will, durch die kleine Teilhaber 
und Volksaktionäre körperschaftsteuerlich genauso be- 
handelt werden wie Großaktionäre und Eigentümer großer 
Beteiligungen? 

9. Gibt die vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen am 18. November 
1971 abgegebene Erklärung, daß „die Vermögensbildung 
gestorben ist", nachdem der SPD-Parteitag am selben Tag 
beschlossen hatte, den Einkommensteuerspitzensatz auf 
60 v. H. anzuheben, die Auffassung der Bundesregierung 
wieder? 
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Wenn nicht: Wie sollen nach Auffassung der Bundesregie- 
rung bei einem solchen Spitzensatz die von ihr so häufig 
versprochenen V ermögensbildungsleistungen aufgebracht 
werden? 

10. Teilt die Bundesregierung die vom heutigen Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen und einer von ihm geleiteten 
Kommission vertretene Ansicht, der Staatsanteil am Brutto- 
sozialprodukt müsse auf 34 v. H. im Jahre 1985 erhöht 
werden? 

Wenn ja: Will die Bundesregierung dann in Kauf nehmen, 
daß dadurch der Anteil der privaten Haushalte am Volks- 
vermögen weiter beschränkt wird, oder ist sie bereit, end- 
lich einer weiteren Privatisierung von Bundesvermögen 
zuzustimmen, wie sie z. B. von der Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU durch den Gesetzentwurf zur weiteren sozialen 
Privatisierung von Bundesunternehmen im Rahmen der Ver- 
mögensbildung (Drucksache VI/1434) gefordert, von der 
Bundesregierung aber bisher abgelehnt wird? 

11. Gedenkt die Bundesregierung in ihrer Wirtschaftspolitik 
Konsequenzen aus der Feststellung der Deutschen Bundes- 
bank (in ihrem Geschäftsbericht für 1971, Seite 27) zu zie- 
hen, daß sich bei anhaltender inflationärer Entwicklung „die 
Verteilung des Volks Vermögens zum Nachteil der breiten 
Masse der Bevölkerung verändert"? 

12. Welche Gründe veranlassen die Bundesregierung, immer 
mehr die Bildung von kollektivem Eigentum anstelle von 
Privateigentum anzustreben, wie z. B. im Referentenent- 
wurf eines „Vermögensbeteiligungsgesetzes" der Bundes- 
regierung vom Juni 1971, der eine überbetriebliche, kollek- 
tiv zu verteilende Abgabe der Unternehmen vorsieht, die 
in kollektiven Vermögensfonds gesammelt werden soll? 

13. Teilt die Bundesregierung die von den Mitgliedern der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion Dr. Apel (im 
Kölner Stadtanzeiger am 19. November 1971) und Dr. Sper- 
ling (auf dem SPD-Parteitag vom 18. bis 20. November 1971) 
vertretene Auffassung, die öffentliche Vermögensbildung 
sei wichtiger als die Vermögensbildung für private Haus- 
halte, also auch für die bisher noch vermögensschwachen 
Bevölkerungsschichten und Arbeitnehmer? 

14. Ist die Bundesregierung bereit, sich von der Tendenz zu 
einer „kalten Sozialisierung" zu distanzieren, die nach 
einer Erklärung des Sprechers der Bundesregierung (in 
einem Brief an den schleswig-holsteinischen SPD-Vorsit- 
zenden) dem SPD-Parteitag vom 18. bis 20. November 1971 
zugrunde lag? 

15. Hält es die Bundesregierung mit dem Charakter persön- 
lichen Eigentums für vereinbar, daß die in der Bundes- 
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regierung diskutierten kollektiven V ermögensbestände 
nicht nach persönlicher Verfügung der anteilsinhabenden 
Arbeitnehmer und möglichst rentabel eingesetzt werden 
sollen, sondern zur Finanzierung weniger rentierlicher 
kollektiver Aufgaben, wie es der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung gegenüber dem ZDF am 27. Juni 1971 
und der Chef des Bundeskanzleramtes erstmals gegenüber 
der Zeitschrift Twen, Ausgabe Oktober 1970, gefordert 
haben? 


Bonn, den 25. August 1972 


Pieroth 

Katzer 

Dr. Burgbacher 
Dr. von Bismarck 
Dr. Pinger 
Vogt 

Dr. Barzel, Stückten und Fraktion 
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